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Entscheidung vor Gericht?
Nach dem Wahl-Chaos von Florida müssen sich die Amerikaner auf neue Auszählungen, 

Wahlanfechtungen und möglicherweise sogar Neuwahlen einstellen. Falls sich 
Gore nicht geschlagen gibt, will Bush weitere Ergebnisse in anderen Landesteilen überprüfen lassen.
Der lange Weg ins Weiße Haus

7. November Wahltag
8. November Beginn einer Neuauszählung
in Florida, anhaltende Stimmmenauszählung
im ebenfalls umstrittenen Oregon
14. November Letzter Abgabetermin
für die Wahlkreisergebnisse in Florida
17. November Schlusstag für Briefwahl-
stimmen aus dem Ausland. Danach:
offizielle Erklärung des Wahlsiegers in Florida
• Beginn einer zehntägigen Einspruchs-

frist für eine zusätzliche Handauszählung
der Stimmen

• Beginn einer zehntägigen Frist
für Wahlanfechtungen

Eventuell Gerichtsentscheid über den
weiteren Fortgang des Verfahrens
7. Dezember Offizielle Erklärung
des Wahlsiegers in Oregon
18. Dezember Stimmabgabe der Wahlmänner.
In 24 Staaten werden die Wahlmänner ver-
pflichtet, für den gewählten Kandidaten zu
stimmen. In anderen Staaten sind abweichen-
de Voten denkbar
6. Januar Prüfung und Bekanntgabe des Er-
gebnisses vor dem neu konstituierten Kongress
20. Januar Vereidigung des neuen Präsidenten

emokraten Gore (r.), Joe Lieberman: „Ein Erdrutschsieg für die Konfusion“

 in West Palm Beach: „Neuwahlen jetzt“

A
P

R
E
U

T
E
R

S

Beinahe wird Janet Reno von ihren 
eigenen Worten übermannt. „Mich
hat wieder zutiefst beeindruckt, wie

stark doch die Demokratie in unserem Lan-
de verankert ist“, erklärt mit feuchten Au-
gen die amerikanische Justizministerin.

Anderswo, so meint Janet Reno – und
meinen mit ihr viele stolze Amerikaner –,
gebe es das nicht, jedenfalls nicht so: „In
manchen Ländern dürfte
wohl eine schwierige Lage
entstehen, wenn die Leute
nach der Wahl nicht gleich
erfahren, wer ihr Präsident
geworden ist.“

In der Tat ist eine
„schwierige Lage“ von der
Art, wie Bill Clintons Jus-
tizministerin sie anderen
Ländern nach solch einem
sensationell knappen Wahl-
ausgang offenbar zutraut,
in der amerikanischen

Demonstranten
96
Hauptstadt nicht zu beobachten: Keines-
wegs stürmt ein entfesseltes Volk prote-
stierend durch Washingtons Avenuen, von
der Kuppel des Kongressgebäudes steigen
keine Rauchschwaden auf, und jenseits der
Potomac-Brücken werden keine National-
gardisten in Stellung gebracht. 

Dennoch steht Janet Reno mit ihrem un-
erschütterlichen Vertrauen in den demo-
kratischen Prozess und in die Wirksamkeit
vorhandener Gesetze derzeit etwas einsam
da. Weltweit einsam sogar, denn vor allem
das Echo aus dem Ausland zeigt den Ame-
rikanern ein höhnisches Spiegelbild ihres
Umgangs mit der Demokratie: 

Besonders das multiethnische Florida
wird dabei nach Drittwelt-Maßstäben ab-
gefertigt. Britische Fernsehmoderatoren
mokieren sich über vergessene Wahlurnen
in den Kellern „schwarzer“ Kirchen, und
die Mexikaner deuten grinsend auf angeb-
liche Wahlfälschungen bei den Gringos hin
– eine Disziplin, in der sie doch selber 70
Jahre lang zu den Weltbesten gehörten.
Russlands Staatspräsident Wladimir Putin
bietet spöttisch Helfer für die Stimm-
auszählung an. Und ausgerechnet Fidel
Castros Kuba bezichtigt die USA, in Flori-
da die „Machtmethoden einer Bananen-
republik“ anzuwenden. 

Nach der Thriller-Nacht vom 7. Novem-
ber fasst die „Washington Post“ die ver-



blüfften und befremdeten, schadenfrohen
oder entsetzten Reaktionen in aller Welt
unter der passenden Schlagzeile zusammen:
„Ein Erdrutschsieg für die Konfusion.“

Doch auch die Bürger daheim reiben
sich am Morgen nach der denkwürdigen
Wahlnacht verwundert die Augen: Statt
eines neuen Präsidenten finden sie ein
politisches Patt vor, das die Nation nun in
eine Verfassungskrise zu stürzen droht.

Nach einem Kopf-an-Kopf-Rennen wie
kaum jemals zuvor in der amerikanischen
Geschichte (siehe Grafik Seite 204) könn-
Republikaner George W. Bush (2. v. l.), Ehefrau, Eltern: Voreilig zum Präsidenten ausgerufen
te – erstmals seit mehr als hundert Jahren
– ein Mann nach der Macht im Weißen
Haus greifen, dem weniger Wähler ihr Ver-
trauen geschenkt hatten als seinem unter-
legenen Gegner.

Augenblicklich stand die Legitimität des
nächsten Präsidenten in Zweifel: Würde
das Volk einem Staatsführer folgen, dem es
nicht einmal gelungen ist, eine Mehrheit je-
ner 50,7 Prozent der Wahlberechtigten hin-
ter sich zu bringen, die überhaupt abge-
stimmt haben?

Der demokratische Vizepräsident Al
Gore, 52, konnte zwar landesweit 200000
Wähler mehr für sich gewinnen als sein re-
publikanischer Gegner, der texanische
Gouverneur George W. Bush, 54. Aber
nach den komplizierten Regeln eines ziem-
lich antiquierten Wahlsystems stimmen am
18. Dezember nicht mehr die Wähler, son-
dern so genannte Wahlmänner über den
neuen Präsidenten ab, die den Bundes-
staaten nach ihrer Einwohnerzahl zuge-
wiesen werden. Amerikas Gründerväter,
darunter viele Plantagenbesitzer, hatten an
der Kompetenz ihrer eigenen Wähler ge-
zweifelt.

Nur wer in diesem heute 538-köpfigen
Ausschuss eine Mehrheit von mindestens
270 Stimmen erzielt, darf ins Weiße Haus
einziehen. Diese Ehre schien zunächst
Bush zuzufallen – bis sich ganz im Süden
der USA ein wahres Wahl-Chaos aus Un-
stimmigkeiten und Irrtümern, aus mögli-
chen Fälschungen und ungelösten juristi-
schen Fragen abzeichnete.
Gebannt blickten Amerika und die
ganze Welt nach Florida, auf den einen
von 50 Bundesstaaten, dessen 15 Millio-
nen Einwohner nun ganz allein zu ent-
scheiden schienen, wer vom 20. Januar
2001 an die 275 Millionen Amerikaner
regiert.

Die beispiellose Hektik einer Wahlnacht,
in der zunächst Gore zum beinahe sicheren
Sieger benannt, dann Bush zum neuen Prä-
sidenten ausgerufen und schließlich das
Rennen als wieder völlig offen erklärt wur-
de, hält weiterhin an – für Tage, für Wo-
chen, vielleicht gar bis tief ins nächste Jahr
(siehe Grafik Seite 196).

Die Ungewissheit über den nächsten
Präsidenten ließ an den Börsen auf der
ganzen Welt die Aktien stürzen. Im Aus-
land wächst die Sorge vor einer innenpoli-
tisch gelähmten Supermacht. Doch das al-
lerorts sehnlichst erwartete Endergebnis
scheint in immer weitere Fernen zu ent-
schwinden.
d e r  s p i e g e l 4 6 / 2 0 0 0
Das Zünglein an der Waage spielen die
25 Wahlmänner, die bei der Abstimmung
im Dezember das Wahlergebnis im Son-
nenstaat repräsentieren. Wird ein Sieg des
Vizepräsidenten in Florida bestätigt, stün-
de ihm mit mindestens 285 Delegierten der
Weg ins Weiße Haus offen.

Bleibt aber – wie am späten Dienstag-
abend – Bush in Florida Sieger, behielte 
er mit einer Minimalmehrheit von 271
Stimmen am 18. Dezember die Nase 
vorn – selbst wenn sich die Nachricht 
von Samstagfrüh bestätigt, dass Gore die 

sieben Delegierten von
Oregon gewonnen haben
soll.

Was zuerst nur eine 
ungewöhnlich spannende
Wahlnacht war, entwickel-
te sich zur Staatsaffäre, als
in der Nacht zum Mitt-
woch die erste Stimmen-
zählung ergab, dass Bush
in Florida mit kaum mehr
als 1700 Stimmen seinen
demokratischen Widersa-
cher aus dem Feld ge-
schlagen hatte. Sofort stell-
ten sich Zweifel ein, ob bei
diesem knappen Wahlaus-
gang alles mit rechten Din-
gen zugegangen war.

Denn Florida hat viele
einschlägige Skandale vor-
zuweisen, wenn es um Un-
stimmigkeiten an der Ur-
ne geht. Noch vor weni-
gen Jahrzehnten war der
einst wilde Südstaat be-
rüchtigt für falsche oder
unvollständige Wähler-
listen. Vor fast drei Jahren
musste der gerade ins Amt
eingeführte Bürgermeister
von Miami wegen Wahl-
betrugs seinen Hut neh-

men; einige seiner Mitarbeiter kamen
hinter Gitter. 

Vergangenen Dienstag waren die Wahl-
lokale kaum geschlossen, da wurden erste
Berichte über Einschüchterungen, Betrug
und verschwundene Urnen laut: Empörte
Bürger beschwerten sich, einige der ble-
chernen Stimmboxen seien nicht von den
zuständigen Sheriffs, sondern von republi-
kanischen Parteiaktivisten bei den Kreis-
wahlleitern abgeliefert worden.

Anderswo ergab die Auszählung deut-
lich mehr demokratische Stimmen als vor-
handene Wähler. Auf einer Computerfest-
platte im Büro eines Wahlaufsehers finden
sich die Stimmen eines benachbarten
Wahlbezirks.

Prompt schickten die Wahlkampfleiter
von Bush und Gore ganze Hundertschaften
von Helfern und Rechtsanwälten nach Flo-
rida. Während Sprecher für die beiden Ri-
valen in zunehmend schrillen Tönen Vor-
würfe über die „Politisierung des Wahl-
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Löcher statt Kreuze  Funktionsweise des Stimmzettels von Palm Beach County

Die „Lochkarte“
Der Wähler bekommt
eine Karte, die er in der
Wahlkabine von oben in
die Wahlkladde einführt.

Die Wahlkladde
Auf der ersten Seite* befindet
sich die Liste der Präsident-
schafts-Kandidaten. Der Wähler
bohrt ein Loch neben dem
Namensfeld seines Kandidaten.

* Der Wähler entscheidet neben dem Präsidenten, Senatoren und
Abgeordneten über die Besetzung einer Vielzahl weiterer öffentlicher Ämter.

Der gelochte
Stimmzettel

Das Missverständnis
von Palm Beach
Durch eine missverständliche
Anordnung lochten viele Gore-
Wähler vermutlich das Feld
beim Kandidaten Buchanan.
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Ausland
prozesses“ austauschten, wurden zwei
frühere Außenminister – James Baker für
die Republikaner, Warren Christopher für
die Demokraten – als Oberaufseher für die
Interessen ihrer Parteien an die Wahlfront
geschickt. 

Doch auch eine durch das knappe Wahl-
ergebnis zwingend vorgeschriebene Nach-
zählung der sechs Millionen Florida-Stim-
men machte die Lage nur verzwickter: Die
Überprüfung erbrachte bessere Ergebnisse
für beide Kandidaten – aber der Vorsprung
von George W. Bush schmolz in einer vor-
läufigen Feststellung auf nur noch 327
Punkte zusammen. 
Gore-Emissär Christopher
Etliche Ungereimtheiten
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Was zunächst als ungewöhnlich
spannende Wahlnacht
begann, entwickelte sich rasch
zu einer Staatsaffäre 
Deshalb konzentriert sich der Streit um
die Stimmen von Florida jetzt auf die
Wahlscheine des Bezirks Palm Beach, des
traditionellen Winterquartiers von Ameri-
kas Aristokratie – dort haben die Kennedys
und die Rockefellers, die Pulitzers und die
Trumps ihre prunkvollen Strandhäuser.

Und hier in Palm Beach hatte es Theresa
LePore eigentlich nur gut gemeint. Die Ob-
frau für Wahlen, seit drei Jahrzehnten mit
der Abwicklung der vornehmsten Bürger-
pflicht vertraut, wollte bei dieser Wahl die
Namen der Kandidaten größer drucken als
bisher, besser lesbar für ältere Wähler. 

Die waren nämlich schon in vergange-
nen Abstimmungen mit dem Wahlverfah-
ren überfordert – ganz unkompliziert ist
die Methode nicht. 

Jeder Wähler muss zunächst seine Loch-
karte hinter die Abstimmungsliste ein-
schieben. Auf der Seite „Präsidenten und
Vizepräsidenten“ liegt dann neben den Na-
men eine senkrechte Reihe vorgestanzter
Felder frei (siehe Grafik). Gewählt wird
mit einer kleinen Ahle: ein Loch durch
Wahlzettel und die darunter liegende Loch-
198
karte in der dafür vorgesehenen Markie-
rung neben dem Namen, und der Kandidat
ist gewählt. 

Das Verfahren garantiert die schnelle
Lesbarkeit durch Computer, doch Wahl-
leiterin LePore hatte ein Problem: Weil die
insgesamt zehn Namen der Präsident-
schaftskandidaten, die diesmal in Florida
zur Wahl standen, in größerer Type nicht
in einer Spalte unterzubringen waren, wur-
den sie, leicht versetzt, auf zwei gegen-
überliegenden Seiten aufgelistet – mit den
vorgestanzten Löchern in der Mitte. 

Durch das so genannte Schmetterlings-
design, das es in Florida nur in Palm Beach
gibt, führte George W. Bush die linke Ta-
belle an, darunter folgte Al Gore; gegen-
über, auf der rechten Reihe stand, halb ver-
setzt, der Name Pat Buchanan – der erz-
konservative Führer der Reformpartei. 

Damit tauchte Al Gores Name zwar an
zweiter Stelle auf – doch zur Wahl musste
das dritte Loch von oben durchbohrt wer-
den. „Ich hätte um ein
Haar Pat Buchanan ge-
wählt“, empörte sich
etwa Rachel Nachman.
„Ich musste schon drei-
mal hinschauen“, so die
Rentnerin aus Palm
Beach, „ehe mir klar
wurde, wo ich den Grif-
fel einsetzen musste.“ 

Andere waren weni-
ger gewitzt. Viele Wäh-
ler pieksten bei Pat
Buchanan zu, andere,
die ihren Fehler merk-
ten, bohrten gleich zwei
Löcher in die Karte. Die
Folge: Palm Beach zähl-
te 19120 ungültige Stim-
men, und der stramm
konservative Pat Bucha-
nan erhielt hier 3407 Voten – weit mehr als
irgendwo sonst in Florida.

Noch am Wahltag beschwerten sich
Wähler bei Behörden, Zeitungen und

Bush-Berater Bak
Kontrolleur an d
d e r  s p i e g e l 4 6 / 2 0 0 0
Rundfunkstationen. Wahrend Kandidat
Buchanan am Tag darauf wegen der
„überdimensionierten Art des Wahlergeb-
nisses“ symbolisch auf die „falschen Stim-
men“ verzichtete, zogen über tausend De-
monstranten vor den Sitz der Kreisbehör-
den, forderten auf Trans-
parenten die „gestohle-
ne Demokratie“ zurück
und verlangten in
Sprechchören „Neu-
wahlen für Palm Beach“. 

Umgehend flog US-
Bürgerrechtler Jesse
Jackson nach Florida,
um sich auf die Seite der
„ausgegrenzten Wähler“
zu werfen; ein halbes
Dutzend Bürger aus
Palm Beach erhoben
Klage wegen des verwir-
renden Wahlmodus.

Die Demokraten heu-
erten eine prominente
Anwaltsfirma aus Miami
an – Vizepräsident Al

Gore rüstet offenbar zum Showdown vor
Gericht, was beinahe garantieren würde,
dass sich die Ungewissheit über den nächs-
ten Präsidenten bis ins nächste Jahr hin-
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Grüne
Wut a
Die geteilte Nation
Amerikas Spaltung in zwei gleich starke Lager zwingt die Politiker zum Kompromiss.
Klare Gegensätze
Stimmverhalten der US-Wähler

BushGore
Geschlecht

Männer

Frauen

Ethnie

Weiße

Schwarze

Wählerbefragung vom
7. November; Voter News
Service für CNN; 13130

Befragte; Angaben in Prozent

Anteil an
den Befragten

Anhänger von

48 42 53

52 54 43

81 42 54

10 90 9
In der Mutter aller Wahlnächte zeig-
te Amerika sich seinen Kritikern 
in altvertrauter Gestalt: als wildes

Panoptikum, mit dem besonders die
Vettern in Europa sich nur schwer iden-
tifizieren können. 

Was ist denn von einem Staat zu hal-
ten, in dem ein Toter auf der Senats-
wahlliste verzeichnet bleibt, die Witwe
statt seiner in den Wahlkampf zieht und
am Ende sogar ins amerikanische Ober-
haus gewählt wird?

Und auch das gab es noch nie: In
den Senat, der einst als „feinster Her-
renclub der Welt“ galt, wird auch 
die bisherige First Lady Hillary Clin-
ton einziehen, die ihren Wahlsieg da-
.zu benutzt, sich von ihrem Mann zu
Latinos

Familienstand

verheiratet

ledig

Religion

protestantisch

katholisch

jüdisch

andere

keine

Jahreseinkommen in
Dollar

unter 15000

15000 bis 30000

30000 bis 50000

50000 bis 75000

75000 bis 100000

mehr als 100000

7 62 35

54 42 56

26 50 47

4 79 19

6 62 28

9 61 30

65 44 53

35 57 38

7 57 37

16 54 41

24 49 48

25 46 51

13 45 52

15 43 54

r Nader
uf den Außenseiter
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emanzipieren. Keinen Kuss, keine Um-
armung erhielt der amtierende US-Prä-
sident, als er der gewählten Senato-
rin von New York voller Rührung gra-
tulierte. 

Die Wahlnacht enthüllte, dass ein tief
gespaltenes Volk sich auf zwei fast
gleich starke Lager verteilte. Auch nach
dem Stimmen-Patt blieb der Eindruck
einer Polarisierung erhalten, „als wären
zwei verschiedene Nationen zur Wahl
gegangen“, schrieb der Veteran David
Broder von der „Washington Post“:
Männer gegen Frauen, Weiße gegen
Schwarze, Protestanten gegen Katholi-
ken und Juden, Land gegen Stadt,
Kleinstädte gegen Großstädte – die
einen mehrheitlich für Bush, die ande-
ren für Gore. 

Und doch zeigen solche Kontraste
nicht das ganze Bild. Die bekannten
Gegensätze in der Wirtschafts- und So-
zialpolitik verblassten immer wieder
gegenüber dem Bestreben sowohl der
Republikaner wie der Demokraten, die
politische Mitte zu gewinnen. 

Fern von allen Extremen wurde der
Kampf geführt, und wenn einer ge-
zwungen war, sich auf Stimmenfang
von der Mitte zu entfernen, so war das
Gore. Anders als Bush, der schon vor-
her mit der religiösen Rechten und dem
Populisten Pat Buchanan fertig gewor-
den war, musste Clintons Vize sich mit
Konkurrenz von links auseinander set-
zen: mit Ralph Nader – seit Jahrzehn-
d e r  s p i e g e l 4 6 / 2 0 0 0
ten als Verbraucheranwalt eine  ameri-
kanische Institution – und seinen leicht-
gewichtigen Grünen.

Die Wut der Demokraten auf den
sturen Außenseiter Nader, der seine
Anhänger bis zuletzt nicht zum Um-
schwung zu Gunsten der Demokraten
bewegen wollte, ist gewiss berechtigt:
Allein in Florida hätten ein Drittel der
96 000 Grünen-Stimmen ausgereicht,
um Gore früh in der Wahlnacht zum
neuen US-Präsidenten zu küren. Doch
auch Naders Wähler haben schließlich
einen eigenen Willen, sie wussten ge-
nau, dass ihre Stimmen dem Republi-
kaner Bush zugute kommen würden. 

Ihnen erschien der Unterschied zwi-
schen Gore und Bush einfach nicht be-
deutsam genug, um dem Demokraten
den Vorzug zu geben. Wie Al Gores
exzentrischer Vetter, der Schriftsteller
Gore Vidal, sehen Naders Grüne das
politische Spektrum der USA etwas
eigenwillig: Republikaner und Demo-
kraten als Amerikas „Einheitspartei mit
zwei rechten Flügeln“. 

Trotz der vergangenen neun Wirt-
schaftswunderjahre, von denen acht in
die Clinton-Ära fielen, konnten die Re-
publikaner ihre Mehrheiten im Senat
und im Repräsentantenhaus knapp be-
haupten. Sollte es George Bush gelin-
gen, die Wahlturbulenzen in Florida zu
überstehen und die 25 Wahlmänner des
Sunshine State zu gewinnen, würde
Amerika eine ungewöhnliche Konstel-
lation erleben: beide Häuser des Parla-
ments und dazu das Weiße Haus in
republikanischer Hand. So etwas ha-
ben die Amerikaner seit 1954, seit der
Frühzeit der Ära Eisenhower, nicht
mehr erlebt. 

Doch diese Dominanz würde keinen
„Ruck nach rechts“ bedeuten: Weder
das Mandat eines Präsidenten Bush
noch hauchdünne Mehrheiten der Re-
publikaner in Senat und Repräsen-
tantenhaus könnten eine ideologisch
bestimmte Politik tragen. Vielmehr
wäre Bush zu dem gezwungen, was er
ohnehin im Wahlkampf verkündete:
einen parteiübergreifenden, versöhn-
lichen, entschlussarmen Kompromiss-
kurs. Das Panoptikum, das die ameri-
kanische Politik derzeit dem Rest der
Welt bietet, würde in glanzlose Stabi-
lität münden. Carlos Widmann



einziehen könnte. Die Supermacht wäre
paralysiert, ungezählte Verfassungsfragen
blieben unbeantwortet, sollte es nicht ge-
lingen, einen Nachfolger für Bill Clinton zu
benennen, ehe der am 20. Januar seinen
Amtssitz räumen muss.

Ausgerechnet in dem Staat, in dem Jeb
Bush, der Bruder von George W., als Gou-
verneur amtiert und dessen oberster Wahl-
leiter, Justizminister Robert Butterworth,
auch als Gores örtlicher Wahlkampforga-
nisator dienen darf, stellten nicht nur die
ständig wechselnden Ergebnisse der Aus-
zählung die Gültigkeit der Wahlen im
Musterland der Demokratie in Frage. Auch
etliche weitere Ungereimtheiten verlangten
nach Aufklärung.

Ermutigt durch den schrumpfenden
Bush-Vorsprung, verlangten die Demokra-
ten für die vier Bezirke mit den größten
Stimmverschiebungen eine zusätzliche
Stimmenzählung per Hand. Ob dann al-
lerdings die betroffenen Wahlbezirke die
gesetzliche Vorschrift einhalten können,
nach der sie bis zum 14. November ein be-
stätigtes Ergebnis ihrer Auszählung in der
Landeshauptstadt Tallahassee abgeben
müssen, erschien am Wochenende völlig
ungewiss.

In Palm Beach County wurde bereits
ebendiese Abgabe eines Endergebnisses
mit einer richterlichen einstweiligen Ver-
fügung untersagt, solange nicht über die
Wahlbeschwerden verhandelt worden ist,
die womöglich noch zu einer wahren Flut
anschwellen.

Doch der Appell an die Gerichte könn-
te eine Aufklärung des Wahlergebnis-
ses genauso erschweren wie die wieder-
Wählertransport zum Stimmlokal
„Um ein Haar Buchanan gewählt“
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holten Auszählungen seit vergangenem
Dienstag.

Deshalb besorgten sich beide Lager
hochkarätige juristische Verstärkung vor
Ort. Die Demokraten heuerten den Rechts-
anwalt Kendall Coffey an, der 1997 maß-
geblich daran beteiligt war, die Bürger-
meisterwahl von Miami durch einen Rich-
201d e r  s p i e g e l 4 6 / 2 0 0 0
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Konfrontation von Bush-Anhängern und Gore-Getreuen in Florida: 19 000 Stimmen zu Unrecht für ungültig erklärt?
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terspruch zu entscheiden. Er soll jetzt, zu-
sammen mit den Anwälten der Gore-Kam-
pagne, nachprüfen, ob sich die Unregel-
mäßigkeiten der Wahlnacht zu einer wir-
kungsvollen juristischen Herausforderung
addieren lassen. 

Die Bush-Organisatoren verpflichteten
dagegen Barry Richard, einen Wahlexper-
ten der prominenten Sozietät Greenberg
Traurig, um vorbereitet zu sein, falls es zum
juristischen Schlagabtausch kommen sollte.
„Solche Fälle können sich schnell zuspit-
zen“, sagt Richard, der in der Vergangenheit
Gouverneur Jeb Bush vertreten hat.

Mögliches Betätigungsfeld für die Ju-
risten sind eventuelle Betrügereien bei den
Briefwählern – beide großen Parteien hat-
ten aktiv um solche Stimmen geworben.
Bei der inkriminierten Bürgermeisterwahl
Sollen Richter über die 
Ungeschicklichkeit oder
Ignoranz von Wählern befinden,
fragen die Republikaner

rat Jackson in West Palm Beach
 Florida eingeflogen“
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in Miami gab es hier die entscheidenden
Verstöße: Stimmzettel waren gefälscht, Vo-
ten von außerhalb des Wahlbezirks mitge-
zählt worden – in einem Fall taucht sogar
der Stimmzettel eines Toten auf. 

Dennoch ist die Justiz in Florida äußerst
vorsichtig, wenn es darum geht, eine Wahl-
entscheidung zu revidieren. Die entschei-
dende Frage ist stets, ob das amtlich fest-
gestellte Ergebnis den Wählerwillen wi-
derspiegelt oder nicht. Eine Entscheidung
des Obersten Gerichts von 1998 empfiehlt
Richtern, eine Abstimmung nur dann rück-
gängig zu machen, wenn „hinreichender
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Zweifel existiert, ob ein Ergebnis den Wil-
len der Bevölkerung ausdrückt“.

Hier wollen die Anwälte der Demokra-
ten ansetzen: Das verwirrende Design der
Stimmzettel von Palm Beach stimme nicht
mit den konkreten Vorschriften Floridas
überein, und deshalb seien insgesamt mehr
als 19000 Stimmen zu Unrecht für ungül-
tig erklärt worden. 

Ganz so schlicht lässt sich der Fall frei-
lich nicht lösen. Immerhin, so betonte der
Republikaner Baker, sei der Entwurf des
Wahlscheins zuvor in der Öffentlichkeit
vorgestellt worden, Zeitungen hatten Mus-
ter abgedruckt, und Vertreter beider Par-
teien – darunter Demokraten – hatten dem
neuen Format zugestimmt. 

Wichtiger noch: Der großen Mehrheit
der Wähler von Palm Beach gelang es trotz
des „Schmetterlingsdesigns“, ihre
Stimme richtig abzugeben. Sollen
jetzt Richter über die Ungeschick-
lichkeit oder Ignoranz von Wäh-
lern befinden, fragten die Republi-
kaner. 

In einem früheren Präzedenz-
fall sprach sich ein Gericht deutlich
dagegen aus: Nach einer Wahl im
Kreis Pinellas entschieden Beru-
fungsrichter 1974, dass „bloße Ver-
wirrung kein Hindernis für das
Recht des Wählers auf freie Wahl
darstellt – vorausgesetzt, genügend
Zeit und Aufmerksamkeit könnten
das Problem lösen“. 

Die Anhänger von George Bush
zweifeln jedenfalls an der nach-
träglich entdeckten Wählerkonfu-
sion. „Es ist doch merkwürdig“,
frotzelte ein Bush-Sprecher, „dass

Demok
„Nach
d e r  s p i e g e l 4 6 / 2 0 0 0
die Leute zu blöd sein sollen, richtig abzu-
stimmen, gleichzeitig aber intelligent ge-
nug, bei Rechtsanwälten und Medienver-
tretern ihre Kopflosigkeit zum politischen
Argument zu machen.“

Doch selbst wenn ein den Demokraten
gewogener Richter das Wahlergebnis in
Palm Beach für nichtig erklären sollte,
bleibt völlig offen, auf welchem Weg die
Korrektur dann zu erfolgen hätte – denk-
bar wären etwa Neuwahlen in den ent-
sprechenden Wahlkreisen. In zurücklie-
genden Präzedenzfällen ging es allenfalls
um die Wahl eines Bürgermeisters oder
Sheriffs – noch nie in der US-Geschichte ist
jedoch eine Präsidentenwahl vor einem
Bundesgericht angefochten worden. Falls
der Vizepräsident den Rechtsweg wählt,
um das Ergebnis von Florida anzufechten,
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beträte er damit juristisch wie politisch ver-
mintes Gelände. 

Schon haben die Republikaner eine
Nachzählung in Wisconsin beantragt. Und
im ebenfalls noch umstrittenen New Me-
xico schnurrte Gores beträchtlicher 10000-
Stimmen-Vorsprung bis Freitagabend auf
weniger als 200 Voten zusammen. Sollte
Gore auf einem Gerichtsentscheid behar-
ren, wollen die Republikaner auch weite-
re Ergebnisse überprüfen lassen.

Noch ist das Horrorszenario wenig wahr-
scheinlich; vorerst rattern in Palm Beach
wieder die Zählautomaten. Auf Geheiß der
Wahlkommission sollen bis spätestens
Dienstag die Stimmkarten noch ein drittes
Mal nachgeprüft werden. 

Auf ein offizielles Endergebnis wird die
Nation jedoch noch bis zum 17. November
warten müssen. Bis zu diesem Stichtag sind
alle Stimmen von Briefwählern aus Über-
see gültig – insgesamt vielleicht noch ein-
mal 2500 Stimmen.

Für Jess Gittelson, zuständig für die
Abwicklung der Wahl im benachbarten
Kreis Broward, ist der Vorgang schlicht
skandalös. „Wenn wir es nicht mal schaf-
fen, eine Abstimmung ordentlich abzu-
wickeln“, so der 32-Jährige, „machen wir
uns doch vor der Welt zu Hampel-
männern.“

In Miamis Ortsteil „Little Havanna“ ist
die Stimmung ähnlich aufgebracht. Hier,
im „Máximo-Gómez“ an der „Calle
Ocho“, wo sich kubanische Ruheständler
nachmittags treffen, überwiegen die Repu-
blikaner. „Als ich am Mittwoch spät auf-
stand“, so Bush-Wähler Enrique Pérez,
„war mein Präsident verschwunden.“

Und selbst noch bei der Abstimmung
der Wahlmänner sind böse Überraschun-
gen nicht ausgeschlossen. Nur 24 Bundes-
staaten verpflichten ihre Delegierten dar-

* Barbara Bush, Lady Bird Johnson, Hillary Clinton, Bet-
ty Ford, Rosalynn Carter vorige Woche im Weißen Haus.
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auf, dem Kandidaten ihre Stimme zu ge-
ben, der in ihrem Heimatstaat gewählt wur-
de. In Florida beispielsweise werden die
Delegierten auf den Sieger in ihrem Staat
vereidigt. Die Übrigen dürfen – theoretisch
– wählen, wen sie wollen.

Falls so genannte untreue Delegierte das
Ergebnis nach eigenem Gutdünken verän-
dern, haben sie wenig zu befürchten. Kaum
einer der 24 Staaten mit Stimmbindung hat
den Bruch dieser Verpflichtung unter Stra-
fe gestellt.

Deswegen warnte schon Clintons letzter
Wahlgegner Bob Dole, ein einflussreicher
Parteifreund von Bush Junior: „Besonders
d e r  s p i e g e l 4 6 / 2 0 0 0
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bei sehr knappen Wahlausgängen sehe ich
die Gefahr, dass Wahlmänner versuchen,
etwas für sich selbst herauszuschlagen.“
Könnte sich der Unterlegene kaufen, was
er an der Wahlurne nicht erreichte?

Und schließlich: Selbst wenn der neu ge-
wählte Kongress am 6. Januar zusammen-
tritt, um das Ergebnis der Delegiertenab-
stimmung zu überprüfen, kann er das
Votum der Wahlmänner umstoßen, wenn
die Abgeordneten zu dem Ergebnis kom-
men, dass der Wählerwille verfälscht wor-
den ist. Ähnliches ist zum letzten Mal nach
der Wahl von 1876 geschehen. Damals er-
nannten die Parlamentarier Rutherford
Hayes zum Präsidenten.

Die beiden Wahlverlierer und ihre
Camps versuchen einstweilen noch so zu
tun, als sei es sicher, dass die Amerikaner

zum 20. Januar einen un-
umstrittenen Präsidenten
im Weißen Haus erwar-
ten dürfen. Bush lässt ers-
te Ernennungen durch-
sickern – Ex-General Co-
lin Powell für das Amt
des Außenministers und
die getreue Condoleezza
Rice als Sicherheitsbera-
terin –, als habe es das
Chaos um den Wahlthril-
ler gar nicht gegeben.

Al Gore bringt seine
Bereitschaft für das hohe
Amt dagegen durch Lei-
besübungen zum Aus-
druck. Wie einst sein
Chef Bill Clinton, zeigte
er sich der Nation beim
morgendlichen Jogging.
Vielleicht hilft es ja noch,
um in die Fußstapfen des
großen Vorgängers zu
treten.
Siegesmund von Ilsemann,

Stefan Simons


